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Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Das kanadische Konsulat in Hamburg wurde am 
29. Mai 2009 geschlossen. Der Konsularbezirk des
Konsulats (die Länder Hamburg, Bremen und Schles-
wig-Holstein) ist mit Wirkung vom 30. Mai 2009 auf
die Botschaft von Kanada in Berlin übergegangen.

Das dem Leiter des Konsulats in Hamburg, Herrn
Michael Scott-Harston, am 12. August 2003 erteilte
Exequatur ist somit erloschen. 

Bremen, den 4. Juni 2009

Senatskanzlei

Prüfungsordnung für den Masterstudiengang
„Language Sciences“ der Carl von Ossietzky

Universität Oldenburg und der Universität Bremen

Vom 11. Februar 2009

Der Rektor der Universität Bremen hat am 5. Mai
2009 nach § 110 Abs. 3 des Bremischen Hochschulge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai
2007 (Brem.GBl. S. 339) die Prüfungsordnung für den
Masterstudiengang „Language Science“ in der nach-
stehenden Fassung genehmigt. 

Die Carl von Ossietzky Universität Oldenburg hat
die folgende Prüfungsordnung für den Masterstudien-
gang „Language Science“ beschlossen. Sie wurde am
5. Mai 2009 gemäß § 37 Abs. 1 des Niedersächsischen
Hochschulgesetzes vom Präsidium der Carl von Os-
sietzky Universität Oldenburg genehmigt. 

§ 1

Studienziele

Ziele des Masterprogramms sind 

– der Erwerb vertiefter handwerklicher Kenntnisse
(sachgerechte Anwendung von Analyse- und
Beschreibungsmechanismen; theoretische und
praktische Aspekte der Datensammlung, -verwal-
tung, -auswertung und -präsentation; Experi-
mentdesign usw.),

– die Beherrschung der Fachsprache (Terminologie),

– ein sicherer mündlicher und schriftlicher Um-
gang mit der internationalen Kommunikations-
sprache innerhalb der Linguistik (Englisch)
und/oder der Sprache ihres gewählten Sprach-
profils,

– der Erwerb empirischer Kompetenz, das heißt,
die Studierenden werden befähigt, sich linguis-
tisch angemessen mit jedwedem sprachlichen
Befund zu befassen und unter Zuhilfenahme der
zulässigen Hilfsmittel eine fundierte Stellung-
nahme dazu abzugeben,

– der Erwerb kritischer Modell- und Methoden-
kompetenz (Fähigkeit zur Inbeziehungsetzung
von empirischen Befunden und Hypothesen/
Theorien; adäquate Anwendung von Modellen
usw.),

– der Erwerb technologischer Kompetenz (adä-
quater Einsatz von Instrumenten/Geräten),

– der Erwerb ethischer Kompetenz (Umgang mit
Informanten in Feldforschungssituationen; Copy-
right; Zitier„pflicht“ usw.),

– der Erwerb argumentativer Kompetenz (Sicher-
heit bei Deutung und Analyse von sprachlichen
Befunden; sichere und sachgerechte Darstellung
eines Problems; klare und belegbare Beweis-
führung zur Klärung sprachwissenschaftlicher
Fragestellungen),

– der Erwerb der Fähigkeit, eigenständig Projekt-
anträge zu formulieren, die kohärent, stichhaltig
und sprachwissenschaftlich innovativ sind.

§ 2

Allgemeine Grundsätze der Modularisierung

(1) Das Studium ist in Module gegliedert. Ein Modul
ist eine didaktisch strukturierte Zusammenfassung
von Veranstaltungen eines Stoffgebiets, die in einem
fachlichen Zusammenhang stehen und eine in sich ab-
geschlossene beschreibbare Qualifikation vermitteln. 

(2) Jedem Modul werden Leistungspunkte (Credit
Points = CP) entsprechend dem European Credit
Transfer System zugeordnet. Die einem Modul zuge-
ordneten Credit Points werden erworben, wenn die
Modulprüfung bestanden ist. Credit Points bezeich-
nen den studentischen Arbeitsaufwand für ein Modul,
der in der Regel erforderlich ist, um die Anforderun-
gen zu erfüllen und die Lernziele zu erreichen. Er um-
fasst die Teilnahme an den Veranstaltungen, die zu
dem Modul gehören, die Vor- und Nachbereitung der
Veranstaltung, die Vorbereitung und Ausarbeitung
eigener Beiträge, die Vorbereitung auf Prüfungen, so-
wie weitere zur Erreichung der Lernziele erforder-
lichen Aktivitäten. 1 CP entspricht einer Arbeitszeit
(Workload) von 30 Stunden. 

(3) Das Studienprogramm erstellt für jedes Modul
eine Modulbeschreibung, die den Studierenden zu-
gänglich gemacht wird. In den Modulbeschreibungen
werden die formalen und inhaltlichen Festlegungen
für die Module, die den Modulen zugeordneten Ver-
anstaltungen und Prüfungen festgelegt sowie die Mo-
dulverantwortlichen benannt.

(4) Pro Semester sollten 30 Leistungspunkte verge-
ben werden. Die Größe eines Moduls soll in der Regel 6,
9, 12 oder maximal 15 Leistungspunkte betragen.

(5) Das Zentrale Prüfungsamt für Geistes- und So-
zialwissenschaften der Universität Bremen führt für
jede Studierende oder jeden Studierenden ein Leis-
tungspunktekonto. Im Rahmen der organisatorischen
und datenschutzrechtlichen Möglichkeiten wird den
Studierenden Einblick in den Stand ihres Kontos ge-
währt.

§ 3

Hochschulgrad

Nach bestandener Masterprüfung verleihen die
Universitäten Bremen und Oldenburg durch die zu-
ständige Fakultät der Carl von Ossietzky Universität
Oldenburg und den zuständigen Fachbereich der Uni-
versität Bremen den akademischen Grad 

„Master of Arts“ (M. A.),

und stellen eine Urkunde in deutscher und englischer
Sprache aus. 



§ 4

Zweck der Prüfungen

Durch die Modulprüfungen und in der abschließen-
den Masterarbeit soll festgestellt werden, ob die/der
Studierende die für den Übergang in die Berufspraxis
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben
hat, die fachlichen Zusammenhänge überblickt und
die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Erkenntnisse
im jeweiligen Fach erfolgreich in der Praxis anzuwen-
den und wissenschaftlich zu arbeiten. Die Prüfungen
zum Master of Arts bilden den berufsqualifizierenden
Abschluss des Masterstudiengangs. Die Anforderun-
gen an die Prüfungen sichern den Standard der Aus-
bildung im Hinblick auf die Regelstudienzeit sowie
auf den Stand der Wissenschaft und die Anforderun-
gen der beruflichen Praxis.

§ 5

Dauer und Umfang des Studiums

(1) Die Regelstudienzeit beträgt vier Semester. Der
Gesamtumfang des Studiums beträgt 120 Leistungs-
punkte. 

(2) Das Lehrangebot und die Prüfungsanforderun-
gen sind so zu gestalten, dass die Studierenden 

a) die studienbegleitenden Prüfungen erfolgreich
innerhalb der Regelstudienzeit abschließen,

b) einen Teil des Studiums an einer anderen Hoch-
schule im Ausland absolvieren und die Master-
arbeit bis zum Ende des vierten Semesters anfer-
tigen und verteidigen können.

§ 6

Gliederung des Studiums 

(1) Gemäß Anlage 1 müssen Module in den folgen-
den Bereichen belegt werden: 

– Pflichtbereich (30 CP):

• Profilmodul (15 CP),

• Freies Modul (15 CP).

– Wahlpflichtbereich (60 CP):
Im Wahlpflichtbereich wählen Studierende vier
der insgesamt zwölf angebotenen Module, von
denen mindestens zwei und höchstens drei aus
einem Schwerpunkt zu wählen sind. Die
Schwerpunkte, aus denen Module gewählt wer-
den können, sind in Anlage 1 ausgewiesen.

– Abschlussmodul (30 CP).

(2) Die im Studienplan vorgesehenen Pflicht- und
Wahlpflichtmodule werden im jährlichen Turnus an-
geboten. 

(3) Die den Modulen jeweils zugeordneten Lehrver-
anstaltungen werden in der Jahresplanung des Lehr-
programms ausgewiesen. Darüber hinaus können
weitere Lehrveranstaltungen den Modulen zugeord-
net werden. 

(4) Module im Pflichtbereich werden in deutscher
oder englischer Sprache, Module im Wahlpflichtbe-
reich in deutscher, englischer, italienischer, spani-
scher, französischer, polnischer, portugiesischer, russi-
scher oder niederländischer Sprache durchgeführt. 

§ 7 

Sprachprofil

(1) Studierende können im Rahmen des Studiums
der Language Sciences ein Sprachprofil bilden, das
der sprachwissenschaftlichen Komponente einzel-
philologischer Studiengänge entspricht und auf dem
Zeugnis auf Antrag des Studierenden ausgewiesen
wird.

(2) Für den Nachweis des Sprachprofils sind zu er-
bringen:

a) sprachpraktische Veranstaltungen im Rahmen
des Freien Moduls (oder als vom Prüfungsaus-
schuss als äquivalent anerkannte Veranstaltun-
gen) im Umfang von 15 CP,

b) fachwissenschaftliche Veranstaltungen aus dem
Wahlpflichtbereich im Umfang von 30 CP, die

1. entweder in der/den gewählten Profilsprache/n
unterrichtet werden, oder

2. nachweislich die Profilsprache/n hinreichend
berücksichtigen,

c) Masterarbeit zu einem Thema, in dem die Profil-
sprache/n erkennbar den Schwerpunkt bildet/
bilden.

Werden Prüfungsleistungen in oder zu der/den Profil-
sprache/n erbracht, gilt Absatz 2b Nr. 2 als erfüllt.
Wird die Masterarbeit in der Profilsprache verfasst, gilt
Absatz 2a als erfüllt.

(3) Mögliche Profilsprachen sind:

Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Nieder-
ländisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch und Spa-
nisch (andere Sprachen können als Profilsprachen auf
besonderen Antrag durch den Prüfungsausschuss ge-
nehmigt werden).

Der Prüfungsausschuss entscheidet anhand der vorge-
legten Prüfungsleistungen, ob ein Sprachprofil ausge-
stellt wird. 

§ 8

Prüfungsausschuss, Prüfungsamt

(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur
Wahrnehmung der durch diese Prüfungsordnung zu-
gewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsausschuss
gebildet. Die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder des Prüfungsausschusses werden vom zustän-
digen Fakultätsrat bzw. vom zuständigen Fachbe-
reichsrat gewählt. Dem Prüfungsausschuss gehören
fünf stimmberechtigte Mitglieder an, und zwar 

– drei Mitglieder der Hochschullehrergruppe, wo-
bei die beteiligten Universitäten jeweils mindes-
tens ein Mitglied entsenden, 

– ein Mitglied der Mitarbeitergruppe, das in der
Lehre tätig ist, sowie 

– ein Mitglied der Gruppe der Studierenden des
jeweiligen Studienganges. 

Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und
Anrechnung von Prüfungsleistungen nur beratende
Stimme. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertre-
tenden Vorsitzenden. Der Vorsitz muss von einem Mit-
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glied der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden;
der stellvertretende Vorsitz wird entweder von einem
Mitglied der Hochschullehrergruppe oder der Mitar-
beitergruppe ausgeübt.

(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung
der Prüfungen sicher. Er trägt dafür Sorge, dass die
gesetzlichen Bestimmungen des Niedersächsischen
Hochschulgesetzes, des Bremischen Hochschulgeset-
zes und dieser Prüfungsordnung eingehalten werden.
Das zuständige Prüfungsamt führt die Prüfungsakten.

(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen;
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der
oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Der Prüfungs-
ausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit sei-
ner Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder
stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres Mitglied
der Hochschullehrergruppe, anwesend ist.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses beträgt zwei Jahre, die des studentischen
Mitgliedes ein Jahr.

(5) Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäfts-
ordnung geben. Über die Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses wird eine Niederschrift geführt. In dieser
sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzu-
halten.

(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse wider-
ruflich auf den Vorsitz bzw. den stellvertretenden Vor-
sitz übertragen. Die oder der Vorsitzende wird vom zu-
ständigen Prüfungsamt bei allen nach dieser Prü-
fungsordnung anfallenden Verwaltungsvorgängen
unterstützt. Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse
widerruflich auf die Gemeinsame Kommission über-
tragen. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben
das Recht, an den Prüfungen und den Beratungen
über das Ergebnis beobachtend teilzunehmen.

(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind
nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses und deren Vertretungen unterliegen der Amtsver-
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst
stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Der Prüfungsausschuss weist die Studierenden
in geeigneter Weise auf die wesentlichen für sie gel-
tenden Prüfungsbestimmungen hin.

(10) Der Prüfungsausschuss kann beschließen, dass
Entscheidungen und andere Maßnahmen, die nach
dieser Prüfungsordnung getroffen werden, insbeson-
dere die Melde- und Prüfungstermine, Prüfungsfristen
sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich be-
kannt gemacht werden. Dabei sind datenschutzrecht-
liche Bestimmungen zu beachten. 

§ 9

Prüfende

(1) Die Modulprüfungen werden durch die für den
Studiengang fachlich zuständigen Mitglieder und prü-
fungsberechtigten Angehörigen dieser oder einer an-
deren Universität abgenommen. 

(2) Die Prüfenden müssen mindestens die durch die
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qua-
lifikation besitzen. Der Prüfungsausschuss stellt si-
cher, dass die Prüfenden in dem Modul zur selbststän-
digen Lehre berechtigt sind. 

(3) Schriftliche Prüfungen werden in der Regel von
einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Bei münd-
lichen Prüfungen muss eine zweite Prüferin/ein zwei-
ter Prüfer oder eine Beisitzerin/ein Beisitzer bestellt
werden, wenn die Kandidatin/der Kandidat dies bean-
tragt. Eine Prüfung, die für die Kandidatin/den Kandi-
daten die letzte Wiederholungsmöglichkeit ist und von
deren Bestehen die Fortsetzung des Studiums ab-
hängt, wird auf Antrag der Kandidatin/des Kandida-
ten von zwei Prüferinnen/Prüfern oder einer Prüfe-
rin/einem Prüfer und einer Beisitzerin/einem Beisitzer
abgenommen bzw. bewertet. 

§ 10

Anrechnung von Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen und berufspraktische Tätig-
keiten in demselben Studiengang an einer Universität
oder gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepu-
blik Deutschland oder im europäischen Hochschul-
raum werden auf Antrag des Studierenden ohne
Gleichwertigkeitsfeststellung angerechnet. 

(2) Prüfungsleistungen und berufspraktische Tätig-
keiten in einem anderen Studiengang werden auf An-
trag des Studierenden angerechnet, soweit die Gleich-
wertigkeit festgestellt ist. Die Gleichwertigkeit ist fest-
zustellen, wenn Studienzeiten und Prüfungsleistun-
gen einschließlich berufspraktischer Tätigkeiten in In-
halt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen
dieses Studienganges im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewer-
tung im Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen
für die Erreichung des akademischen Grades „Master
of Arts“ vorzunehmen. Für die Feststellung der
Gleichwertigkeit eines ausländischen Studienganges
sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen oder andere zwischenstaatliche Ver-
einbarungen maßgebend. Soweit Vereinbarungen
nicht vorliegen oder eine weitergehende Anrechnung
beantragt wird, entscheidet der Prüfungsausschuss
über die Gleichwertigkeit. Zur Aufklärung der Sach-
und Rechtslage kann eine Stellungnahme der Zentral-
stelle für ausländisches Bildungswesen eingeholt wer-
den. Abweichende Anrechnungsbestimmungen auf-
grund von Vereinbarungen mit ausländischen Univer-
sitäten bleiben unberührt.

(3) Eine Anrechnung nach den Absätzen 1 und 2
kann maximal in einem Umfang von 60 Leistungs-
punkten erfolgen. Eine Anrechnung der Masterarbeit
ist ausgeschlossen. 

(4) Für angerechnete Prüfungsleistungen werden
die Noten und Leistungspunkte übernommen. Bei ab-
weichendem Umfang oder abweichender Notenskala
entscheidet der Prüfungsausschuss über die Umrech-
nung. Bei unvergleichbaren Notensystemen erfolgt
eine Gleichwertigkeitsprüfung durch die jeweiligen
Fachvertreterinnen und Fachvertreter. Angerechnete
Leistungen werden im Zeugnis ausgewiesen. 



§ 11

Zulassung zu Modulen und Modulprüfungen

(1) Ein Modul kann von einem oder einer im Koope-
rationsstudiengang „Language Sciences“ an der Uni-
versität Bremen Immatrikulierten belegt werden, so-
lange die Ausschlussgründe des § 20 Abs. 3 Nr. 3 nicht
gelten. Wer ein Modul belegt, ist auch zu allen auf die-
ses Modul bezogenen Prüfungen zugelassen. 

(2) Anmeldungen zu den Prüfungen erfolgen spätes-
tens 4 Wochen nach Beginn des Moduls beim zustän-
digen Prüfungsamt. Nach erfolgter Anmeldung sind
die Prüfungstermine bindend. Rücktritte sind nur auf
begründeten Antrag und mit Genehmigung des Prü-
fungsausschusses möglich. 

(3) Die Anmeldung zu einer Prüfung schließt die
Anmeldung zu den ggf. erforderlichen jeweiligen
Wiederholungsprüfungen mit ein.

(4) Die Prüfungen sollen am Ende des Semesters, in
dem die letzte Lehrveranstaltung aus einem Modul
belegt wurde, erstmalig abgeschlossen werden.

§ 12

Arten der Modulprüfungen

(1) Modulprüfungen können in einer oder mehreren
der folgenden Formen durchgeführt werden:

1. Klausur (Abs. 3),

2. Referat (Abs. 4), 

3. Hausarbeit (Abs. 5), 

4. Projektdokumentation (Abs. 6),

5. Kolloquium (Abs. 7),

6. Gruppengespräch (Abs. 8).

(2) Eine Modulprüfung kann auch aus mehreren
Teilprüfungen bestehen, die in zum Modul gehörenden
Lehrveranstaltungen erbracht werden. Für das Beste-
hen der Modulprüfung müssen alle Teilprüfungen be-
standen werden. 

(3) In einer Klausur soll die oder der zu Prüfende
unter Aufsicht nachweisen, dass sie oder er in be-
grenzter Zeit, mit begrenzten Hilfsmitteln und mit den
geläufigen Methoden des Faches eine Aufgabenstel-
lung bearbeiten kann. Die Klausurdauer ist jeweils in
den Modulbeschreibungen festgelegt und ist mindes-
tens 1 und maximal 2 Stunden.

(4) Ein Referat umfasst:

1. eine eigenständige und schriftliche Auseinan-
dersetzung mit einem Problem aus dem Arbeits-
zusammenhang der Lehrveranstaltung unter
Einbeziehung und Auswertung einschlägiger
Literatur,

2. die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung
ihrer Ergebnisse im Vortrag sowie in der an-
schließenden Diskussion. Die Darstellung dauert
mindestens 20 und maximal 90 Minuten.

(5) Eine Hausarbeit ist eine vertiefte selbstständige
schriftliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder
fächerübergreifenden Aufgabenstellung. Bearbei-
tungsdauer: mindestens 1 Woche und höchstens 4 Wo-
chen.

(6) Eine Projektdokumentation kann nach näherer
Bestimmung in der Modulbeschreibung eine experi-
mentelle, dokumentarische oder darstellende wissen-
schaftlich-praktische Leistung (Projekt) sein. Der zeit-
liche Umfang ist in der Modulbeschreibung geregelt.

(7) Das Kolloquium dauert maximal 20 Minuten.

(8) Das Gruppengespräch wird durchgeführt mit
maximal 5 Teilnehmern und dauert maximal 60 Minu-
ten. 

(9) Macht die oder der Studierende glaubhaft, dass
sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Beschwerden bzw. Behinderung, auf-
grund der Schutzbestimmungen des Mutterschutzes
oder wegen der Betreuung eines eigenen Kindes oder
einer/eines pflegebedürftigen Angehörigen nicht in
der Lage ist, Modulprüfungen ganz oder teilweise in
der vorgeschriebenen Form abzulegen, soll ihr oder
ihm durch den Prüfungsausschuss ermöglicht werden,
gleichwertige Modulprüfungen in einer anderen Form
zu erbringen.

§ 13

Bewertung der Modulprüfungen und der
Masterarbeit

(1) Jede Modulprüfung bzw. jede Modulteilprüfung
und die Masterarbeit werden bewertet und gemäß
Absatz 2 und 3 benotet. Eine Modulprüfung ist be-
standen, wenn mindestens die Note „ausreichend“ er-
reicht wurde. Die Bewertung ist innerhalb von fünf
Wochen von den Prüferinnen und Prüfern vorzuneh-
men und an das zuständige Prüfungsamt weiterzulei-
ten. 

(2) Für die Benotung ist die folgende Notenskala zu
verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leis-
tung,

2 = gut = eine erheblich über den
durchschnittlichen Anfor-
derungen liegende Leis-
tung,

3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder
Hinsicht durchschnittlichen
Anforderungen entspricht,

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ih-
rer Mängel den Mindest-
anforderungen entspricht,

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht mehr
genügt.

Die Noten können zur differenzierten Bewertung um
0,3 erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3;
4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(3) Sofern die Modulprüfung aus Teilleistungen be-
steht, errechnet sich die Note der Modulprüfung als
gewichtetes arithmetisches Mittel der Noten der dieser
Prüfung zugeordneten bestandenen Teilleistungen,
die in Anlage 1 festgelegt werden. Sofern in Anlage 1
keine Gewichtung von Teilleistungen angegeben ist,
werden die Teilleistungen zu gleichen Teilen gewich-
tet. 
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Die Note lautet:

bei einem Durchschnitt 
bis 1,50 sehr gut,

bei einem Durchschnitt 
über 1,50 bis 2,50 gut,

bei einem Durchschnitt 
über 2,50 bis 3,50 befriedigend,

bei einem Durchschnitt 
über 3,50 bis 4,00 ausreichend,

bei einem Durchschnitt 
über 4,00 nicht ausreichend. 

Bei der Bildung der Note nach Satz 1 werden nur die
ersten beiden Dezimalstellen hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen. 

§ 14

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht bestan-
den“ bewertet, wenn die oder der Studierende ohne
triftige Gründe

1. zu einem Prüfungstermin nicht erscheint,

2. nach Beginn der Prüfung von der Prüfung
zurücktritt,

3. die Wiederholung einer Prüfungsleistung inner-
halb der dafür festgelegten Frist nicht durch-
führt. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-
tend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsaus-
schuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaub-
haft nachgewiesen werden; andernfalls gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ be-
wertet. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest vorzule-
gen. Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer
Termin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungster-
min, anberaumt. Die bereits vorliegenden Prüfungs-
teilleistungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

(3) Versucht die oder der Studierende, das Ergebnis
seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen,
gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht be-
standen“ bewertet. Wer sich eines Verstoßes gegen
die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht hat, kann
von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleis-
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die
betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestan-
den“ bewertet. Vor der Entscheidung nach den Sätzen 1
und 2 durch den Prüfungsausschuss wird der oder
dem Studierenden Gelegenheit zur Anhörung gege-
ben. Bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses
setzt die oder der Studierende die Prüfung fort, es sei
denn, dass nach der Entscheidung der aufsichts-
führenden Person ein vorläufiger Ausschluss des oder
der Studierenden zur ordnungsgemäßen Weiter-
führung der Prüfung unerlässlich ist. In besonders
schwerwiegenden oder wiederholten Fällen von Täu-
schung kann der Prüfungsausschuss die Studierende
oder den Studierenden von der Fortsetzung des kumu-
lativen Prüfungsverfahrens ausschließen. Das Master-
studium ist dann endgültig nicht bestanden. 

(4) Fehlerhafte oder unterlassene Angaben über be-
nutzte Quellen (Plagiat) gelten als Täuschungsver-
such, wenn Passagen, die veröffentlichten Arbeiten
entnommen wurden, nicht als Zitat ausgewiesen sind.

(5) Wird bei einer Prüfungsleistung der Abgabe-
termin ohne triftige Gründe nicht eingehalten, so gilt
sie als mit „nicht bestanden“ bewertet. Absatz 2 Sätze 1
bis 4 gelten entsprechend. In Fällen, in denen der Ab-
gabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten
werden kann, entscheidet der Prüfungsausschuss un-
ter Beachtung der Grundsätze der Chancengleichheit
und des Vorrangs der wissenschaftlichen Leistung vor
der Einhaltung von Verfahrensvorschriften darüber,
ob der Abgabetermin für die Prüfungsleistung ent-
sprechend hinausgeschoben oder eine neue Aufgabe
gestellt wird. 

§ 15

Wiederholung von Modulprüfungen

(1) Nicht bestandene Modulprüfungen können
zweimal wiederholt werden. Wird die Modulprüfung
in der zweiten Wiederholung mit „nicht bestanden“
bewertet oder gilt sie als mit „nicht bestanden“ be-
wertet, so ist die betreffende Modulprüfung endgültig
nicht bestanden. Die Wiederholung einer Modulprü-
fung kann auch in einer anderen als der ursprünglich
vorgesehenen Form erfolgen.

(2) Erste Wiederholungsprüfungen sollen spätestens
im Verlauf des nächsten Semesters abgelegt werden.
Weitere Wiederholungsprüfungen sollen spätestens
im Verlauf des nächsten Studienjahres abgelegt wer-
den. 

(3) In demselben Studiengang oder in einem der
gewählten Fächer an einer anderen Universität oder
gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik
Deutschland oder im europäischen Hochschulraum er-
folglos unternommene Versuche, eine Prüfungsleis-
tung abzulegen, werden auf die Wiederholungsmög-
lichkeiten nach Absatz 1 angerechnet.

(4) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungs-
leistung ist nicht zulässig.

§ 16

Zeugnisse und Bescheinigungen

(1) Über den absolvierten Masterstudiengang ist
unverzüglich ein Zeugnis auszustellen. Als Datum des
Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte
Modulprüfung bestanden wurde. Dem Zeugnis wird
eine Übersicht über die bestandenen Modulprüfungen
sowie ein Diploma Supplement beigefügt. Das Zeug-
nis wird in englischer und deutscher Sprache ausge-
geben.

(2) Ist der betreffende Masterstudiengang endgültig
nicht bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses hierüber einen schriftlichen Be-
scheid.

(3) Beim Verlassen der Universität oder beim Wech-
sel des Studienganges wird eine Bescheinigung aus-
gestellt, welche die erbrachten Prüfungsleistungen
und deren Bewertungen sowie die zugeordneten Leis-
tungspunkte enthält. Im Fall von Absatz 2 weist die
Bescheinigung auch die noch fehlenden Prüfungsleis-
tungen aus, sowie ferner, dass der betreffende Master-
studiengang endgültig nicht bestanden wurde. 



§ 17

Ungültigkeit der Prüfung

(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird
diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss
nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleis-
tungen, bei deren Erbringung die oder der Studieren-
de getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die
Prüfung ganz oder teilweise für „nicht bestanden“ er-
klären, wenn das Datum der Ausfertigung des Prü-
fungszeugnis nicht länger als fünf Jahre zurückliegt.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandida-
tin bzw. der Kandidat hierüber täuschen wollte, und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird der Mangel durch das
Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin
bzw. der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass
sie bzw. er die Prüfung ablegen konnte, so kann die
Prüfung für „nicht ausreichend“ und die Masterprü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 

(3) Der oder dem Studierenden ist vor einer Ent-
scheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angele-
genheit mit dem Prüfungsausschuss zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen
und durch ein richtiges Zeugnis oder eine Bescheini-
gung zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeug-
nis ist auch die Master-Urkunde einzuziehen, wenn
die Prüfung aufgrund einer Täuschung für „nicht be-
standen“ erklärt wurde.

§ 18

Einsicht in die Prüfungsakte

Der oder dem Studierenden wird auf Antrag nach
Abschluss einer Modulprüfung oder der Masterarbeit
Einsicht in die schriftlichen Prüfungsarbeiten, die Be-
merkungen der Prüfenden und in die Prüfungsproto-
kolle gewährt. Der Antrag ist spätestens innerhalb ei-
nes Jahres nach Bekanntgabe der Note bzw. des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Der Prüfungsaus-
schuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 19

Widerspruchsverfahren

(1) Ablehnende Bescheide und andere belastende
Verwaltungsakte, die nach dieser Prüfungsordnung
getroffen werden, sind nach § 41 Verwaltungsverfah-
rensgesetz bekannt zu geben. Gegen Entscheidungen
der Bewertung einer Prüfung kann Widerspruch beim
Prüfungsausschuss nach den §§ 68 ff. der Verwal-
tungsgerichtsordnung eingelegt werden.

(2) Werden Prüfungsentscheidungen mit dem
Rechtsbehelf des Widerspruchs angefochten, ent-
scheidet, soweit der Prüfungsausschuss diesem nicht
abhilft, der zentrale Widerspruchsausschuss der Uni-
versität Bremen; der Widerspruch ist dem Wider-
spruchsausschuss unverzüglich zuzuleiten.

(3) Der Widerspruchsausschuss wird vom Akademi-
schen Senat gewählt. Er besteht aus drei Hochschul-
lehrerinnen/Hochschullehrern, einer Akademischen
Mitarbeiterin/einem Akademischen Mitarbeiter und
einer/einem Studierenden. Die Amtszeit der Studie-

renden beträgt ein Jahr, die der anderen Mitglieder
zwei Jahre. Der Widerspruchsausschuss entscheidet
nach Anhörung der Beteiligten unverzüglich über ei-
nen Widerspruch.

§ 20

Zulassung zur Masterarbeit 

(1) Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer 

1. an der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
oder an der Universität Bremen im Masterstudi-
engang Language Science immatrikuliert ist und 

2. Module im Umfang von mindestens 80 Leis-
tungspunkten erfolgreich abgeschlossen hat
oder äquivalente Leistungen gemäß § 10 nach-
weist.

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit sind
folgende Unterlagen beizufügen:

1. ein Vorschlag für die beiden Prüferinnen/Prüfer,

2. ein Vorschlag der Erstprüferin/des Erstprüfers
für das Thema der Arbeit,

3. eine Erklärung darüber, ob eine Masterprüfung
oder Teile einer solcher Prüfung oder einer an-
deren Prüfung im jeweiligen Studiengang an
einer Universität oder gleichgestellten Hoch-
schule in der Bundesrepublik Deutschland oder
im europäischen Hochschulraum endgültig nicht
bestanden wurden oder ob sich die oder der Stu-
dierende in einem laufenden Prüfungsverfahren
befindet.

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. Die Zulassung wird versagt, wenn

1. die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder

3. eine andere Prüfung in demselben Studiengang
an einer Universität oder gleichgestellten Hoch-
schule in der Bundesrepublik Deutschland oder
im europäischen Hochschulraum bereits endgül-
tig nicht bestanden ist.

§ 21

Masterarbeitsmodul

(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die oder der
Studierende in der Lage ist, innerhalb einer vorgege-
benen Frist ein Problem aus dem jeweiligen Master-
studiengang selbstständig nach wissenschaftlichen
Methoden zu bearbeiten. Thema und Aufgabenstel-
lung der Masterarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 4)
und der Bearbeitungszeit nach Absatz 6 entsprechen.
Die Art der Aufgabe und die Aufgabenstellung müs-
sen mit der Ausgabe des Themas festliegen. Das Thema
kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Drittels
der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 

(2) Das Thema der Masterarbeit kann von jedem
Mitglied der Hochschullehrergruppe der zuständigen
Fakultät der Universität Oldenburg oder des zuständi-
gen Fachbereichs der Universität Bremen, das an der
Lehre im jeweiligen Masterstudiengang beteiligt ist,
festgelegt werden. Mit Zustimmung des Prüfungsaus-
schusses kann das Thema auch von anderen Prü-
fungsbefugten nach § 9 Abs. 1 festgelegt werden; in
diesem Fall muss die oder der Zweitprüfende ein Mit-
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glied der Hochschullehrergruppe der zuständigen Fa-
kultät der Universität Oldenburg oder des zuständigen
Fachbereichs der Universität Bremen sein, das an der
Lehre im jeweiligen Masterstudiengang beteiligt ist. 

(3) Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden
nach Anhörung der oder des Studierenden festgelegt.
Auf Antrag sorgt der Prüfungsausschuss dafür, dass
die oder der Studierende rechtzeitig ein Thema erhält.
Die Ausgabe des Themas erfolgt über den Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses; die Ausgabe ist akten-
kundig zu machen. Mit der Ausgabe des Themas wer-
den die oder der Prüfende, die oder der das Thema
festgelegt hat (Erstprüfende oder Erstprüfender), und
die oder der Zweitprüfende bestellt. Während der An-
fertigung der Masterarbeit wird die oder der Studie-
rende von der oder dem Erstprüfenden betreut. 

(4) Die Masterarbeit wird in deutscher oder engli-
scher Sprache oder in der Sprache des angestrebten
sprachlichen Profils (= Französisch, Italienisch, Nie-
derländisch, Polnisch, Portugiesisch, Russisch, Spa-
nisch) angefertigt. Der Prüfungsausschuss kann auf
Antrag andere Sprachen zulassen, sofern die Betreu-
ung und Bewertung gewährleistet sind.

(5) Die Masterarbeit wird als Einzelarbeit erstellt. 

(6) Der Arbeitsaufwand für das Masterarbeitsmodul
beträgt 30 Leistungspunkte. Die Bearbeitungszeit be-
trägt 16 Wochen. Im Einzelfall kann auf begründeten
Antrag der Prüfungsausschuss die Bearbeitungszeit
um bis zu vier Wochen verlängern. 

(7) Die Masterarbeit sollte einen Umfang von 
156 000 Zeichen (= 65 Seiten à 2 400 Zeichen) nicht
unterschreiten.

(8) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die oder
der Studierende schriftlich zu versichern, dass sie oder
er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen
als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt
hat.

(9) Die Masterarbeit ist fristgemäß im zuständigen
Prüfungsamt abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist ak-
tenkundig zu machen.

(10) Die Arbeit ist in der Regel innerhalb von sechs
Wochen nach ihrer Abgabe durch beide Gutachterin-
nen oder Gutachter zu bewerten.

(11) Zur Masterarbeit findet ein Kolloquium statt.
Das Kolloquium soll zum nächstmöglichen Zeitpunkt,
spätestens jedoch 4 Wochen nach Vorlage der Gutach-
ten stattfinden. Das Kolloquium umfasst einen ca. 
30-minütigen Vortrag und eine ca. 30-minütige Dis-
kussion. Die Zulassung zum Kolloquium setzt voraus,
dass die Masterarbeit mindestens mit „ausreichend“
benotet ist. Das Kolloquium wird gemeinsam von den
Gutachterinnen bzw. Gutachtern der Masterarbeit
durchgeführt. Für Masterarbeit und Kolloquium wird
eine gemeinsame Note gebildet. Die Masterarbeit
fließt dabei mit 75% und das Kolloquium mit 25% in
die gemeinsame Note ein. 

§ 22

Wiederholung der Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht be-
standen“ bewertet wurde oder als „nicht bestanden“
gilt, einmal wiederholt werden. Eine zweite Wieder-
holung ist ausgeschlossen.

(2) Das neue Thema der Masterarbeit wird in ange-
messener Frist, in der Regel innerhalb von drei Mona-
ten nach Bewertung der ersten Arbeit ausgegeben. 

§ 23

Umfang der Masterprüfung

Die Masterprüfung besteht aus den Modulprüfun-
gen und der Masterarbeit inkl. dem mündlichen Ab-
schlusskolloquium (Disputation).

§ 24

Gesamtergebnis

(1) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen,
wenn die gemäß § 6 Abs. 1 erforderlichen Leistungs-
punkte gemäß Anlage 1 dieser Prüfungsordnung er-
worben wurden und alle Modulprüfungen einschließ-
lich der Masterarbeit bestanden sind. 

(2) Zur Ermittlung der Gesamtnote nach § 13 Abs. 3
wird ein gewichteter Notendurchschnitt für das Mas-
terstudium gebildet. Dafür werden die Noten für die
einzelnen nach § 13 Abs. 2 benoteten Modulprüfun-
gen mit den Leistungspunkten des Moduls multipli-
ziert. Die Summe der gewichteten Noten wird an-
schließend durch die Gesamtpunktezahl dividiert.

(3) Die Gesamtnote ist mit dem Prädikat „mit Aus-
zeichnung bestanden“ zu versehen, wenn das Gesamt-
ergebnis gemäß § 13 Abs. 3 1,0 bis 1,1 beträgt.

§ 25

Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestan-
den, wenn

a) eine Modulprüfung nicht fristgemäß absolviert
wird, es sei denn, die oder der Studierende hat
die Fristversäumnis nicht zu vertreten,

b) eine Modulprüfung auch in ihrer letzten Wieder-
holung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet
wurde oder als mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet gilt. 

(2) Ist die Masterarbeit endgültig nicht bestanden,
stellt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses einen Bescheid mit Angaben aller Prüfungsleistun-
gen und den Gründen für das Nicht-Bestehen der
Masterprüfung aus. Der Bescheid ist mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen und der oder dem Stu-
dierenden bekannt zu geben.

§ 26

Inkrafttreten und Geltungsbereich

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Ge-
nehmigung durch das Präsidium der Universität Ol-
denburg und dem Rektor der Universität Bremen in
Kraft. Sie wird in den amtlichen Mitteilungen der Uni-
versität Oldenburg und im Amtsblatt der Freien Han-
sestadt Bremen veröffentlicht. Sie gilt für alle Studie-
renden, die ab dem Wintersemester 2008/09 im Studien-
gang „Language Sciences“ immatrikuliert sind.

Genehmigt, Bremen, den 5. Mai 2009

Der Rektor
der Universität Bremen

Anlage
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